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5 7 1 . Übereinkommen (Nr. 141) über die Verbände ländlicher Arbeitskräfte und ihre Rolle in der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung
(NR: GP XIV RV 771 AB 937 S. 99. BR: AB 1877 S. 378.)

571.
Der Nationalrat hat beschlossen:
1. Der Abschluß des Übereinkommens (Nr. 141) über die Verbände ländlicher Arbeitskräfte

und ihre Rolle in der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung wird verfassungsmäßig
genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen
zu erfüllen.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
(Nr. 141) ÜBER DIE VER-
BÄNDE LÄNDLICHER
ARBEITSKRÄFTE UND
IHRE ROLLE IN DER

WIRTSCHAFTLICHEN
UND SOZIALEN
ENTWICKLUNG

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 4. Juni 1975 zu ihrer
sechzigsten Tagung zusam-
mengetreten ist,

hält es in Anbetracht der Be-
deutung der ländlichen Ar-
beitskräfte in der Welt für
dringend, daß diese an den
Maßnahmen zur wirtschaft-
lichen und sozialen Entwick-
lung beteiligt werden, wenn
ihre Arbeits- und Lebensbe-
dingungen auf die Dauer wirk-
sam verbessert werden sollen;

stellt fest, daß in zahlreichen
Ländern der Welt, vor allem
in den Entwicklungsländern,
der Boden ganz unzureichend
genutzt wird und die Ar-
beitskräfte weitgehend unter-
beschäftigt sind und daß die
ländlichen Arbeitskräfte des-
halb zur Entwicklung von
freien und lebensfähigen Ver-
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bänden ermutigt werden müs-
sen, die in der Lage sind, die
Interessen ihrer Mitglieder zu
schützen und zu fördern, und
die die Gewähr dafür bieten,
daß sie einen wirksamen Bei-
trag zur wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung leisten;

ist der Auffassung, daß solche
Verbände zur Linderung der
anhaltenden Lebensmittel-
knappheit in verschiedenen
Teilen der Welt beitragen kön-
nen und sollen;

erkennt an, daß die Bodenreform
in vielen Entwicklungsländern
eine wesentliche Voraus-
setzung für die Verbesserung
der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der ländlichen Ar-
beitskräfte ist und daß die Ver-
bände dieser Arbeitskräfte in-
folge dessen zusammenarbei-
ten und aktiv an der Durch-
führung dieser Reformen mit-
wirken sollten;

verweist auf die Bestimmungen
der bestehenden internationa-
len Arbeitsübereinkommen
und Empfehlungen — insbe-
sondere auf das Übereinkom-
men über das Vereinigungs-
recht (Landwirtschaft), 1921,
das Übereinkommen über die
Vereinigungsfreiheit und den
Schutz des Vereinigungs-
rechtes, 1948, und das Über-
einkommen über das Vereini-
gungsrecht und das Recht
zu Kollektivverhandlungen,
1949 —, in denen das Recht
aller Arbeitnehmer einschließ-
lich der ländlichen Arbeit-
nehmer bekräftigt wird, freie
und unabhängige Verbände zu
gründen, sowie auf die Be-
stimmungen der zahlreichen
internationalen Arbeitsüber-
einkommen und Empfehlun-
gen, die für die ländlichen
Arbeitnehmer gelten und in
denen unter anderem gefordert
wird, daß die Arbeitnehmer-
verbände an ihrer Durchfüh-
rung beteiligt werden;

stellt fest, daß die Vereinten
Nationen und die Sonderorga-
nisationen, insbesondere die
Internationale Arbeitsorgani-
sation und die Organisation
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der Vereinten Nationen für
Ernährung und Landwirt-
schaft, an der Bodenreform
und der ländlichen Entwick-
lung interessiert sind;

stellt fest, daß die nachstehenden
Normen in Zusammenarbeit
mit der Organisation der Ver-
einten Nationen für Ernährung
und Landwirtschaft erarbeitet
worden sind und daß zur Ver-
meidung von Überschneidun-
gen die Zusammenarbeit mit
dieser Organisation und den
Vereinten Nationen fortge-
setzt werden wird, um die
Anwendung dieser Normen
zu fördern und sicherzu-
stellen;

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betref-
fend die Verbände ländlicher
Arbeitskräfte und ihre Rolle
in der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung, eine
Frage, die den vierten Gegen-
stand ihrer Tagesordnung bil-
det, und

dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 23. Juni 1975, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Ver-
bände ländlicher Arbeitskräfte,
1975, bezeichnet wird.

ARTIKEL 1

Dieses Übereinkommen gilt
für alle Arten von Verbänden
ländlicher Arbeitskräfte, ein-
schließlich von Verbänden, die
nicht auf ländliche Arbeitskräfte
beschränkt sind, sie aber ver-
treten.

ARTIKEL 2

1. Im Sinne dieses Überein-
kommens bezeichnet der Aus-
druck „ländliche Arbeitskräfte"
alle in der Landwirtschaft, im
Handwerk oder in verwandten
Berufen in ländlichen Gebieten
tätigen Personen, gleichviel, ob
sie Lohnempfänger sind oder
nach Maßgabe von Absatz 2
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dieses Artikels selbständig er-
werbstätig sind, wie etwa
Pächter, Teilpächter oder Klein-
landwirte.

2. Dieses Übereinkommen gilt
nur für diejenigen Pächter, Teil-
pächter oder Kleinlandwirte, die
ihr Einkommen hauptsächlich
aus der Landwirtschaft beziehen,
den Boden selbst bewirtschaf-
ten, und zwar nur mit Hilfe ihrer
Familienangehörigen oder mit ge-
legentlicher Hilfe familienfrem-
der Arbeitskräfte, und die nicht

a) ständig Arbeitskräfte be-
schäftigen; oder

b) eine erhebliche Anzahl von
Saisonarbeitern beschäfti-
gen; oder

c) ihr Land von Teilpächtern
oder Pächtern bewirtschaf-
ten lassen.

ARTIKEL 3

1. Alle Gruppen ländlicher Ar-
beitskräfte, ob Lohnempfänger
oder selbständig Erwerbstätige,
haben das Recht, ohne vorherige
Genehmigung Verbände nach
eigener Wahl zu bilden und sol-
chen Verbänden beizutreten, wo-
bei lediglich die Bedingung gilt,
daß sie deren Satzungen ein-
halten.

2. Die Grundsätze der Ver-
einigungsfreiheit sind in vollem
Maße zu achten; die Verbände
ländlicher Arbeitskräfte müssen
unabhängig sein, auf freiwilliger
Mitgliedschaft beruhen und
dürfen keinerlei Eingriffen,
Zwang oder Druck ausgesetzt
werden.

3. Der Erwerb der Rechtsper-
sönlichkeit durch Verbände länd-
licher Arbeitskräfte darf nicht
an Bedingungen geknüpft wer-
den, die geeignet sind, die An-
wendung der vorstehenden Ab-
sätze dieses Artikels zu beein-
trächtigen.

4. Bei der Ausübung der ihnen
in diesem Artikel zuerkannten
Rechte haben sich die ländlichen
Arbeitskräfte und ihre Verbände
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gleich anderen Personen oder
organisierten Gemeinschaften an
die Gesetze zu halten.

5. Die in diesem Artikel
vorgesehenen Rechte dürfen we-
der durch die innerstaatliche
Gesetzgebung noch durch die
Art ihrer Anwendung geschmä-
lert werden.

ARTIKEL 4

Eines der Ziele der inner-
staatlichen Politik zur Entwick-
lung ländlicher Gebiete hat darin
zu bestehen, die Gründung und
Entwicklung starker und unab-
hängiger Verbände ländlicher
Arbeitskräfte auf freiwilliger
Grundlage zu erleichtern, um
die Beteiligung der ländlichen
Arbeitskräfte an der wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung
und an den sich daraus erge-
benden Vorteilen auf wirksame
Weise und ohne Diskriminie-
rung — im Sinne des Über-
einkommens über die Diskrimi-
nierung (Beschäftigung und Be-
ruf), 1958 — sicherzustellen.

ARTIKEL 5

1. Damit die Verbände länd-
licher Arbeitskräfte ihre Rolle
im Rahmen der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung spielen
können, hat jedes Mitglied, das
dieses Übereinkommen ratifiziert,
eine Politik der aktiven Förde-
rung dieser Verbände festzu-
legen und zu verfolgen, um
insbesondere die Hindernisse,
die der Gründung und Ent-
wicklung solcher Verbände und
der Ausübung ihrer rechtmäßi-
gen Tätigkeit im Wege stehen,
sowie jegliche Diskriminierung
zu beseitigen, der die Verbände
ländlicher Arbeitskräfte und ihre
Mitglieder seitens der Gesetz-
gebung oder Verwaltung mög-
licherweise ausgesetzt sind.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, hat
sicherzustellen, daß die inner-
staatliche Gesetzgebung unter
Berücksichtigung der besonderen
Verhältnisse im ländlichen Be-
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reich die Gründung und Ent-
wicklung von Verbänden länd-
licher Arbeitskräfte nicht be-
hindert.

ARTIKEL 6

Es sind Maßnahmen zu treffen,
um soweit wie möglich Ver-
ständnis dafür zu wecken, wie
notwendig die Förderung der
Entwicklung von Verbänden
ländlicher Arbeitskräfte ist und
welchen Beitrag sie zur Ver-
besserung der Beschäftigungs-
möglichkeiten und der allge-
meinen Arbeits- und Lebens-
bedingungen in ländlichen Ge-
bieten sowie zur Steigerung
und besseren Verteilung des
Volkseinkommens leisten kön-
nen.

ARTIKEL 7

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur Ein-
tragung mitzuteilen.

ARTIKEL 8

1. Dieses Übereinkommen bin-
det nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsorga-
nisation, deren Ratifikation durch
den Generaldirektor eingetragen
ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate nachdem die Ratifi-
kationen zweier Mitglieder durch
den Generaldirektor eingetragen
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

ARTIKEL 9

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch Anzeige
an den Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes kündi-
gen. Die Kündigung wird von
diesem eingetragen. Ihre Wir-
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kung tritt erst ein Jahr nach
der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem
Artikel vorgesehenen Kündi-
gungsrecht keinen Gebrauch
macht, bleibt für einen weiteren
Zeitraum von zehn Jahren ge-
bunden. In der Folge kann es
dieses Übereinkommen jeweils
nach Ablauf eines Zeitraumes
von zehn Jahren nach Maß-
gabe dieses Artikels kündigen.

ARTIKEL 10

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
Kenntnis von der Eintragung
aller Ratifikationen und Kündi-
gungen, die ihm von den Mit-
gliedern der Organisation mit-
geteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Ein-
tragung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis
gibt, auf den Zeitpunkt auf-
merksam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

ARTIKEL 11

Der Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes über-
mittelt dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen zwecks Ein-
tragung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
vollständige Auskünfte über alle
von ihm nach Maßgabe der
vorausgehenden Artikel einge-
tragenen Ratifikationen und
Kündigungen.

ARTIKEL 12

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz einen
Bericht über die Durchführung
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dieses Übereinkommens zu er-
statten und zu prüfen, ob die
Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

ARTIKEL 13

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Be-
stimmungen :

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich ohne Rücksicht auf
Artikel 9, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neugefaß-
ten Übereinkommens an
kann das vorliegende Über-
einkommen von den Mit-
gliedern nicht mehr rati-
fiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neuge-
faßte Übereinkommen ratifiziert
haben.

ARTIKEL 14

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 18. September 1978 hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem
Art. 8 Abs. 3 für Österreich am 18. September 1979 in Kraft getreten.

Zu diesem Zeitpunkt gehörten dem Übereinkommen folgende weitere Staaten an: Dänemark,
Ecuador, Finnland, Indien, Kuba, Mexiko, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz, Spanien,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

Kreisky


